Deutsdier Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudcsadie 3154 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 191. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 7. Februar 1957 


1. Abgeordneter Wie viele Fernsprechteilnehmer und Fern- 

Dr. Menzel sprech leitun gen werden in der Bundesrepublik 

noch von westalliierten Stellen überwacht, 
und wie viele Dienststellen der Westalliierten 
gibt es in der Bundesrepublik, die sich mit 
einem derartigen Abhördienst befassen? 

2. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, einen Gesetz- 

Ritzel entwurf vorzulegen, nach dem den gegen 

ihren Willen auf Grund des nationalsozia- 
listischen Gesetzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses vom 14. Juli 1933 sterilisierten 
Personen ein Recht auf Entschädigung gewährt 
wird? 

3 . Abgeordneter Wie hoch ist der Produktionsausfall und der 

Spies Verlust an Aufträgen, die durch den Streik 

(Emmenhausen) der Metallarbeiter in Schleswig-Holstein ver- 
ursacht wurden? 

Wird sich dieser Ausfall auf das Preisniveau 
in den betreffenden Produktionssparten aus- 
wirken ? 

Glaubt die Bundesregierung, daß es möglich 
ist, die in diesem sogenannten „Musterstreik” 
aufgestellten Forderungen in unserer gesamten 
Volkswirtschaft zu verwirklichen, ohne das 
allgemeine Preisniveau zu gefährden? 

4 . Abgeordneter Wie vereinbart es sich mit dem Verfassungs- 

Dr. Arndt grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz und 

mit einer unparteiliclien Amtsführung, daß die 
Postverwaltung plötzlich seit März 1956 den 
§ 3 des Postgesetzes und Abschnitt III der 
Postordnung anders auslegt als bisher und 
entgegen einer seit 1921 bestehenden und 1947 
wiederaufgenommenen Übung jetzt der Firma 
Continental-Publishers das Monopol im Post- 
zeitungsdienst für ausländische Publikationen 
einräumt ? 


iB^nick: Buchdrudcerel Peter Meier, Bulsdorl/Slegburg 
AllcLaTertrleb^ Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 30 



5. Abgeordneter 
Dr. Arndt 


6. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


7. Abgeordneter 
Dr. Reichstein 


8. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 

9, Abgeordneter 
Ritzel 


Wie läßt sich die oflFenkundige Benachteiligung 
der unehelichen Kinder im Wiedergutma- 
chungsrecht, z. B. durch § 6 der Ersten Durch- 
führungsverordnung zum Bundesentschädi- 
gungsgesetz, mit den zwingenden Vorschriften 
in Artikel 6 Abs. 5 GG vereinbaren, daß den 
unehelichen Kindern die gleichen Bedingungen 
für ihre leibliche Entwicklung und ihre Stel- 
lung in der Gesellschaft wie den ehelichen 
Kindern durch die Gesetzgebung zu schaffen 
sind? 

Wenn sich der Staat, der treuhänderisch wegen 
seines eigenen Versagens an die Stelle eines 
ermordeten Verfolgten getreten ist, darauf 
berufen will, daß auch der Verfolgte sich 
rechtswidrig seiner gesetzlichen Unterhalts- 
pflicht entzogen haben würde, verstößt er 
dann nicht rechtswidrig und sittenwidrig gegen 
den allgemein anerkannten Rechtsgrundsatz, 
daß niemand sich auf das eigene Unrecht 
berufen darf? 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister be- 
reit, mitzuteilen, ob im Rahmen der Beschaf- 
fungen für die Bundeswehr In den verflossenen 
Monaten ernsthafte Beanstandungen hinsichtlich 
der Qualität der Lieferungen aufgetreten sind 
und welche Schritte gegen solche Firmen unter- 
nommen werden, die bei den Lieferungen an 
die Bundeswehr gegen anständige kaufmän- 
nische Grundsätze verstoßen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß in letz- 
ter Zeit junge Deutsche in größerer Zahl, den 
Werbungen der Fremdenlegion folgend, das 
Bundesgebiet verlassen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
diesen unerwünschten Folgen der an sich zu 
begrüßenden Erleichterung der Grenzforma- 
litäten entgegenzutreten ? 

Ist der Herr Bundeswohnungsbauminister be- 
reit, darzulegen, ob und in welchem Umfange 
der soziale Wohnungsbau im Jahre 1957 
finanziell gesichert ist? 

In welchem Umfang macht die Bundesregie- 
rung von der Mikrokopie Gebrauch? 

Ist sie im Interesse der Sparsamkeit bereit, 
alle unterstellten Dienststellen anzu weisen, 
weitgehenden Gebrauch von Mikrofilmen zu 
machen? 
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1 0.^ Abgeordneter 
Ritzel 


11. Abgeordneter 
Dr. Menzel 


12. Abgeordneter 
Kahn-Ackermann 


1 3. Abgeordneter 
Kahn-Adccrmann 


14. Abgeordnete 
Frau Rudoll 


15. Abgeordneter 
Scuffert 


16. Abgeordneter 

Dr. Arndt 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß schon 
vor dem zweiten Weltkrieg deutsche Segel- 
flieger den Flugplatz Babenhausen benutzen 
konnten? 

Was beabsiditigt die Bundesregierung zu tun, 
um im Interesse der südhessischen Segelflieger 
die Benutzung dieses Platzes an jenen Tagen 
zu ermöglichen, an denen der Platz nicht von 
amerikanischen Fliegern benötigt wird? 

Billigt es der Herr Bundesverteidigungs- 
minister, daß die Standort-Kommandantur 
Munster Lager die Zivilbevölkerung durch 
Zeitungsinscratc auffordert, an von ihr zu 
veranstaltenden Lehrgängen für Staatsbürger- 
kunde, Fremdsprachen, Literatur, Mathematik, 
Stenographie und Maschinenschreiben teilzu- 
nchmen ? 

Wer bezahlt diese Zcitungsinseratc und Lehr- 
gänge? 

Wie oft tagte der Interministerielle Ausschuß 
der Bundesregierung zur Koordinierung der 
Förderungsmaßnahmen für die w:issenschaft- 
liche Forschung im Jahre 1956? 

Welche Koordinationsmaßnahmen wurden 
durch die Tätigkeit des Ausschusses veranlaßt ? 

Warum erhalten kinderlose geschiedene Ehe- 
frauen, von denen noch ein Elterntcil oder 
beide Eltern leben, keine Arbeiterrückfahr- 
karten, sofern sic einen anderen Wohnsitz 
haben als die Eltern? 

Ist der Herr Bundesverkehrsminister bereit, 
mit der Bundesbahndirektion Überlegungen 
anzustcllen, daß in Anbetracht der verkürzten 
Arbeitszeit die Sonntagsrückfahrkarten bereits 
ab Freitagabend 18 Uhr Gültigkeit erhalten? 

Treffen die Zeitungsmcldungcn zu, wonach 
gewisse militärische Dienstgespräche mit abso- 
lutem Vorrang vor dem übrigen Fernmclde- 
verkehr, dessen Abfertigung dabei zurückge- 
gcstellt wird, durchgeführt werden? Welche 
Notwendigkeit hat sich im jetzigen Zeitpunkt 
für solche Gespräche ergeben? Wie oft ist 
davon Gebrauch gemacht worden, und welche 
Kosten sind dadurch emtstanden? 

Wie vielen früheren Gcrichtsrcferendarcn Ist 
in Anerkennung Ihrer Wiedergutmachungs- 
ansprüche aufgrund des Bundesgesetzes zur 
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17. Abgeordneter 

Dr. Bürkel 


Wiedergutmachung nationalsozialistischen Un- 
rechts im öffentlichen Dienst (BWGöD) durch 
Bescheid des Bundesministcriums der Justiz 
ein Ruhegehalt bewilligt worden? Wie vielen 
früheren Gerichtsreferendaren wurde durch 
einen Bescheid des Bundesministeriums der 
Justiz ein Ruhegehaltsanspruch abgelehnt? 

Aus welchen Jahren datieren die erfolgreichen^ 
aus welchen die ab gelehnten Anträge? 

Wie viele der früheren Gcrichtsrcfercndare, 
deren Anträge Erfolg hatten, und wie viele 
der früheren Gerichtsreferendare, deren An- 
träge abgelehnt wurden, bestanden die Staats- 
prüfung besser als „ausreichend”? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung das 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichns vom 
20. Juni 1956 (BVerwG V C 42. 54), durch 
das die Entschädigungsbestimmungen der 1. 
GREAO für ungültig erklärt werden und 
festgestellt wird, daß den beschlagnahmten 
Betrieben eine angemessene Entschädigung 
durch den Bund zu zahlen ist, nicht aner- 
kennen will, sondern eine neue Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichtes anstrebt? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um die Entscliädigung für die beschlagnahmten 
Betriebe endgültig und einheitlich zu regeln? 


Bonn, den 1. Februar 1957 



